 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102548/2026

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 3. April 2026 gegen den Bescheid des ***FA*** vom
2. April 2026 betreffend Rickforderung Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag fiir den
Zeitraum 02/2021 — 03/2021 fur das Kind ***1*** ***3%*x QyNR ***3*** inklusive

Geschwisterstaffel, SVNR Beschwerdefiihrerin (Bf.) ***4*** zu Recht erkannt:
I. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Die Bf. bezog im Zeitraum 06/2018 bis 03/2021 Familienbeihilfe fur ihre am ***5*** geborene
Tochter *#*2%x**

Im Jahr 2021 erfolgte eine Anspruchsiiberpriifung. Da die Bf. das Datenblatt zur Uberpriifung
des Anspruches auf Familienbeihilfe nicht retournierte, wurde der Familienbeihilfenbezug mit
04/2021 eingestellt.

Im Februar 2026 stellte der Kindesvater einen riickwirkenden Antrag auf Familienbeihilfe fir
das Kind ***2*** |m Zuge der Erledigung dieses Antrages wurde festgestellt, dass seit
09.01.2021 kein gemeinsamer Haushalt der Kindesmutter und Bf. mit dem Kind mehr bestehe,
weshalb die Rickforderung der Familienbeihilfe fur den Zeitraum 02/2021 und 03/2021 mit
Bescheid vom 02.04.2026 erfolgte.

In der Beschwerde vom 03.04.2026 brachte die Bf. vor:

»Ich méchte ausdriicklich sagen, dass ichim Jahr 2021 keine Familienbeihilfe fiir meine Tochter
kA Qrkk xR *** bezogen habe! Zu dieser Zeit hat auch nicht der Vater eine Beihilfe bezogen!
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Bitte um sorgfiltige Priifung dieser Riickforderung. Sie kbnnen mir gerne auch ibermitteln wo
ich ein Geld damals erhalten habe.”

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 10.04.2026 wurde die Beschwerde abgewiesen:
»Begriindung

Nach § 2 Abs 1 lit a Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) haben Personen, die im
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf
Familienbeihilfe fiir minderjdhrige Kinder.

§ 2 Abs. 2 FLAG 1967 bestimmt, dass die Person Anspruch auf Familienbeihilfe hat, zu deren
Haushalt das Kind gehért. Eine Person, zu deren Haushalt das Kind nicht gehért, die jedoch die
Unterhaltskosten fiir das Kind liberwiegend trdgt, hat dann Anspruch auf Familienbeihilfe,
wenn keine andere Person nach § 2 Abs. 2 erster Satz FLAG 1967 anspruchsberechtigt ist.
Gemdfs § 2 Abs. 5 FLAG 1967 gehért ein Kind zum Haushalt einer Person, wenn es bei
einheitlicher Wirtschaftsfiihrung eine Wohnung mit dieser Person teilt. Nach der stéindigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft
Voraussetzung fiir die Haushaltszugehdrigkeit eines Kindes.

Fiir den Anspruch auf Familienbeihilfe kommt es auf die tatsdchliche Haushaltszugehérigkeit
an.

Gemdfs § 7 FLAG 1967 wird die Familienbeihilfe flir ein Kind nur einer Person gewdihrt.

Die Familienbeihilfe wird gemdf$ § 10 Abs. 2 FLAG 1967 vom Beginn des Monats gewdhrt, in
dem die Voraussetzungen fiir den Anspruch erfiillt werden. Der Anspruch auf Familienbeihilfe
erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung wegfdllt oder ein
AusschliefSungsgrund hinzukommt.

Nach § 10 Abs. 4 FLAG 1967 gebiihrt die Familienbeihilfe fiir einen Monat nur einmal.

Laut Datenabgleich mit dem zentralen Melderegister verfiigen Sie seit 09.01.2021 iiber keinen
gemeinsamen Wohnsitz mit lhrer Tochter ***2***,

Die Familienbeihilfe fiir Ihr Kind ***2*** wurde Ihnen fiir den Monat Februar 2021 am
01.02.2021 und fiir den Monat Mdrz 2021 am 01.03.2021 an die von lhnen bekanntgegebene
Bankverbindung mit IBAN ***6*** angewiesen.

Da lhre Tochter im Monat Februar 2021 und Mdrz 2021 nicht zu Ihnen haushaltszugehérig war,
sind die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen fiir die Gewdhrung der Familienbeihilfe nicht
gegeben.

Aus § 26 Abs. 1 FLAG 1967 ergibt sich eine rein objektive Riickzahlungspflicht desjenigen, der
Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, ohne Riicksicht darauf, ob die bezogenen Betrdge
gutglédubig empfangen wurden oder ob die Riickzahlung eine Hdrte bedeutete. Die
Verpflichtung zur Riickerstattung unrechtmdpfiger Beihilfenbeziige ist von subjektiven
Momenten unabhdingig.

Entscheidend ist nur, ob der Empfdnger die Betréige objektiv zu Unrecht erhalten hat. Ob und
gegebenenfalls wie der Bezieher die erhaltenen Betrdge verwendet hat, ist unerheblich.
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Die Riickforderung erfolgte daher zu Recht.
Die Beschwerde war als unbegriindet abzuweisen.”

Im Vorlageantrag vom 27.04.2026 brachte die Bf. vor:

»Sehr geehrte Damen und Herren, in Ihrer Beschwerdevorentscheidung wird ausgefiihrt, dass
flir meine Tochter ***2*** Familienbeinhilfe fiir Februar und Mdrz 2021 auf mein Konto
liberwiesen worden sei. Ich bestreite den Erhalt dieser Zahlungen. Ich ersuche daher um
Ubermittlung eines konkreten Nachweises iiber die tatsichliche Auszahlung, insbesondere:
Zahlungsbeleg bzw. Buchungsnachweis Datum der Wertstellung vollstindige Kontodaten der
Zielbuchung Ein blofler Hinweis auf eine angebliche Uberweisung ist fiir mich nicht ausreichend.
Meine Kontoausziige aus diesem Zeitraum habe ich bereits bei der Bank angefordert, diese
liegen mir jedoch noch nicht vor. Ich ersuche um Priifung und detaillierte Aufkldrung des

Sachverhalts. Da es doch einige Zeit her ist, kann ich mich nicht mehr erinnern.

Im Vorlagebericht vom 18.06.2026 fiihrt das Finanzamt Osterreich (FAO) aus:
,Stellungnahme:

Die Bf. bestreitet nicht, dass im verfahrensgegensténdlichen Riickforderungszeitraum kein
gemeinsamer Haushalt mit ihrer Tochter vorgelegen hat. Vielmehr bestreitet sie den Erhalt der
Familienbeihilfe in den Monaten 02/2021 und 03/2021.

Die Familienbeihilfe wurde in den Monaten 02/2021 und 03/2021 auf das von der Bf. im Antrag
auf Familienbeihilfe bekannt gegebene Konto ***6*** angewiesen (Durchfiihrungsdatum
5.2.2021 bzw 5.3.2021).

Die Bf. hat keinerlei Nachweise vorgelegt, dass sie die Zahlungen nicht erhalten hdtte. Die im
Vorlageantrag angekiindigten Kontoausziige blieb sie bis dato schuldig.

Es wird beantragt die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.”

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die Bf. bezog im Zeitraum 06/2018 bis 03/2021 Familienbeihilfe fur ihre am ***5*** geborene
Tochter ***2%**

Im Jahr 2021 erfolgte eine Anspruchsiiberpriifung zum Familienbeihilfenbezug seitens des FAQ,
welches die Bf. unbeantwortet liel.

Der Familienbeihilfenbezug wurde daraufhin mit 04/2021 eingestellt.

Im Februar 2026 stellte der Kindesvater einen riickwirkenden Antrag auf Familienbeihilfe fir
das Kind **#2%**,

Bei der Uberpriifung dieses Antrages wurde seitens des FAO festgestellt, dass die Bf. seit
09.01.2021 nicht mehr im gemeinsamen Haushalt mit der Tochter ***2*** wohnt und wurden
die zu Unrecht bezogenen Familienleistungen fur den Zeitraum 02/2021 und 03/2021

zurlickgefordert.
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Die Familienleistungen fiir die beschwerdegegenstindlichen Monate wurden vom FAQO auf das
von der Bf. im Antrag auf Familienbeihilfe vom 03.10.2018 bekannt gegebene Konto ***g***
angewiesen (Durchfiihrungsdatum 5.2.2021 bzw. 5.3.2021); wie im Ubrigen auch die
Zahlungen fur die Vormonate.

2. Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus der Aktenlage und dem elektronischen Familienbeihilfenakt
FABIAN.

Dass seit 09.01.2021 kein gemeinsamer Haushalt der Bf. mit ***2*** pesteht, ergibt sich aus
den ZMR-Abfragen im Akt und wurde dieser Umstand auch nicht bestritten.

Dass die Zahlungen der Familienleistungen auf das von der Bf. bekannt gegebene Konto
erfolgten, ergibt sich aus den im Akt aufliegenden Zahlungsanweisungen, Zahlungsverkehr des
Bundes, und den im elektronischen Akt FABIAN aufgelisteten und durchgeflihrten Leistungen.
Die bloRe Bestreitung der erhaltenen Zahlungen fiir 02/2021 - 03/2021 durch die Bf. mit dem
Hinweis, dass sie sich daran nicht mehr erinnern kénne, ohne die bezughabenden
Kontoausziige vorzulegen, vermag die Faktenlage, dass die Uberweisungen seitens des Bundes
nachweislich erfolgten, nicht in Zweifel zu ziehen.

In freier Beweiswirdigung ist festzustellen, dass die beschwerdegegenstandlichen Zahlungen
an die Bf. tatsachlich erfolgten.

Dem Vorlagebericht kommt wie etwa einer Beschwerdevorentscheidung Vorhaltscharakter zu
(vgl. BFG 30.10.2017, RV/7104275/2017; BFG 17.10.2016, RV/7104782/2016; BFG 06.07.2016,
RV/5101257/2015; BFG 12.11.2015, RV/5101378/2015). Halt die Beschwerdefiihrerin, welcher
der Vorlagebericht zuzustellen ist (§ 265 Abs. 4 BAO), diesen fiir unzutreffend, wird sie sich
zeitgerecht dazu zu duRern haben. Eine derartige AuRerung ist nicht erfolgt, die Ausfiihrungen
in der Stellungnahme des FAQ im Vorlagebericht und in der Beschwerdevorentscheidung
wurden nicht widerlegt und sind als schlissig zu werten.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Verfahrensgegenstandlich strittig ist, ob die Bf. die Familienleistungen flr den Zeitraum
02/2021 und 03/2021 fir die Tochter ***2*** welche in diesen Monaten unstrittig nicht mehr
im gemeinsamen Haushalt mit der Bf. lebte, zurlickzuzahlen hat.

Nach § 2 Abs. 1 lit. a FLAG 1967 haben Anspruch auf Familienbeihilfe Personen, die im
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewohnlichen Aufenthalt haben fiir minderjahrige
Kinder.

Nach § 2 Abs. 2 FLAG 1967 hat Anspruch auf Familienbeihilfe fir ein im Abs. 1 genanntes Kind
die Person, zu deren Haushalt das Kind gehort. Eine Person, zu deren Haushalt das Kind nicht
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gehort, die jedoch die Unterhaltskosten fiir das Kind tiberwiegend tragt, hat dann Anspruch auf
Familienbeihilfe, wenn keine andere Person nach dem ersten Satz anspruchsberechtigt ist.

GemalR § 7 FLAG 1967 wird die Familienbeihilfe fiir ein Kind nur einer Person gewahrt.

Die Familienbeihilfe wird gema § 10 Abs. 2 FLAG 1967 vom Beginn des Monats gewdhrt, in
dem die Voraussetzungen fiir den Anspruch erfiillt werden. Der Anspruch auf Familienbeihilfe
erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung wegfallt oder ein
AusschlieRungsgrund hinzukommt.

Nach § 10 Abs. 4 FLAG 1967 geblihrt die Familienbeihilfe fiir einen Monat nur einmal.

Damit hat die Bf. nach den gesetzlichen Bestimmungen keinen Anspruch auf Familienbeihilfe
far ***2*** f{ir die gegenstandlichen Monate, da die Tochter ***2*** weder im gemeinsamen
Haushalt mit der Bf. lebte, noch die Bf. den (iberwiegenden Unterhalt fiir die Tochter
finanzierte.

Nach § 26 Abs. 1 FLAG 1967 hat, wer Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, die
entsprechenden Betrage zuriickzuzahlen.

Dass die Bf. die strittigen Zahlungen tatsachlich erhalten hat, ergibt sich aus den
Sachverhaltsfeststellungen und hat die Bf. keinerlei gegenteilige Nachweise dafiir vorlegen
konnen, obwohl sie die Vorlage der bezughabenden Kontoausziige in Aussicht stellte.

Ergdnzend wird auf die zutreffenden Ausfiihrungen des FAQ in der
Beschwerdevorentscheidung und im Vorlagebericht verwiesen.

Der Riickforderung steht auch die Verjahrung nicht entgegen, da gemal § 207 Abs. 4 BAO das
Recht, den Ersatz zu Unrecht geleisteter oder die Rlickzahlung zu Unrecht bezogener Beihilfen
zu fordern, in fnf Jahren verjahrt.

Die Verjahrung beginnt in den Fallen des § 207 Abs. 4 BAO mit dem Ablauf des Jahres, in dem
die riickzufordernden Beihilfen geleistet wurden (§ 208 Abs. 1 lit.c BAO).

Damit erfolgte die Riickforderung innerhalb der gesetzlichen Frist von flinf Jahren.

Die Riickforderung erfolgte somit zu Recht und war spruchgemaR zu entscheiden.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung waren nicht zu klaren, die zu I6senden
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Sachverhaltsfragen waren in freier Beweiswiirdigung zu beurteilen.
Eine (ordentliche) Revision ist daher nicht zuldssig.

Graz, am 22. Juli 2026

6 von 6



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




